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136 Verordnung 
zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer 
ſtaatspolitiſcher Bedeutung. 
Vom 30. Juni 1939. 

Die Durchführung unaufſchiebbarer Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung darf 
durch Mangel an Arbeitskräften nicht gefährdet werden. Zur Durchführung ſolcher Aufgaben muß 
die Möglichkeit gegeben fein, Bewohner des Gebietes der Freien Stadt Danzig zu Leiſtungen heran⸗ 
zuziehen und die Bindungen an den Arbeitsplatz feſter zu geſtalten. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 9, 74, 75, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) und des dieſes Geſetz verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


I. 


Dienitpflicht 
8 1 

(1) Für Aufgaben, die der Senat der Freien Stadt Danzig, Abteilung Wirtſchaft, Sachgebiet 
Arbeitswirtſchaft, als beſonders bedeutſam und unaufſchiebbar bezeichnet, kann das Landesarbeitsamt 
Bewohner des Gebietes der Freien Stadt Danzig zur Dienſtleiſtung verpflichten. Hierzu kann privaten 
und öffentlichen Betrieben und Verwaltungen vom Landesarbeitsamt die Abgabe von Arbeitskräften 
auferlegt werden. 

(2) Ausländiſche Staatsangehörige ſind nicht zu Dienſtleiſtungen heranzuziehen, ſoweit für ſie auf 
Grund von Staatsverträgen oder von anerkannten Regeln des Völkerrechts Befreiungen beſtehen. 


82 

(1) Dienſtverpflichtete, die in einem Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, gelten bei zeitlich begrenzter 
Verpflichtung als beurlaubt. Während der Beurlaubung darf das bisherige Beſchäftigungsverhältnis 
nicht gekündigt werden. Der Dienſtverpflichtete hat während der Dauer der Beurlaubung keinen An⸗ 
ſpruch auf Gewährung von Arbeitsentgelt und ſonſtigen Bezügen aus feinem bisherigen Beſchäfti⸗ 
gungsverhältnis. Im übrigen gilt die Zeit der auf Grund dieſer Verordnung erfüllten Dienſtver⸗ 
pflichtung als Beſchäftigungszeit in der bisherigen Arbeitsſtelle. 

(2) Bei Verpflichtung zu Dienſtleiſtungen von unbeſchränkter Dauer erliſcht das bisherige Be⸗ 
ſchäftigungsverhältnis. 

(3) Für das Dienſtverhältnis des Verpflichteten gilt die für die neue Arbeitsſtelle zuſtändige 
Tarif⸗, Betriebs- oder Dienſtordnung. 

(4) Verliert ein für unbegrenzte Zeit Verpflichteter Anſprüche aus feinem bisherigen Beſchäftigungs⸗ 
verhältnis, die durch die Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis nicht ausgeglichen werden, ſo kann zur 
Vermeidung beſonderer Härten dem neuen Betrieb auferlegt werden, den Verpflichteten ſchadlos zu 
halten. 

(5) Das Dienſtverhältnis darf nur mit Zuſtimmung des Landesarbeitsamtes gelöſt werden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 7. 1939) 
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Zur Vorbereitung auf die Dienſtleiſtung kann der Dienſtpflichtige zu einer Schulung heran— 
gezogen werden. 
8 4 


(1) Der Dienſtpflichtige hat dem Landesarbeitsamt auf Verlangen alle notwendigen Unterlagen 
vorzulegen ſowie alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Das Landesarbeitsamt kann auch das per— 
ſönliche Erſcheinen anordnen. 

(2) Der Dienſtpflichtige hat die Pflicht und das Recht, Sachen, die ſich in ſeinem Beſitz oder 
Gewahrſam befinden, auf Verlangen des Landesarbeitsamts bei der Dienſtleiſtung zu verwenden. 


8 5 
(1) Wer auf Grund dieſer Verordnung zu einer Dienſtleiſtung verpflichtet oder zu einer Schulung 
herangezogen wird, die länger als 3 Tage dauert und infolgedeſſen gezwungen iſt, von ſeiner Familie 
getrennt zu leben, kann auf Antrag zur Sicherung des angemeſſenen Lebensbedarfs ſeiner Ange— 
hörigen Unterſtützung dem Landesarbeitsamt erhalten. 


(2) Wenn es zur Sicherung der wirtſchaftlichen Lage erforderlich iſt, kann Unterſtützung auch 
unabhängig von den Vorausſetzungen des Abſatzes 1 gewährt werden. 


8 6 
Die Unterſtützung iſt keine Leiſtung der öffentlichen Fürſorge und kein Arbeitsentgelt, ſie iſt nicht 
zu erſtatten und unterliegt nicht der Pfändung. 
II. 


Beſchränkung des Arbeitsplatzwechſels 


87 
Aus beſonderen ſtaatspolitiſchen Gründen kann der Senat, Abteilung Wirtſchaft, Sachgebiet Ar⸗ 
beitswirtſchaft, die Löſung von Arbeitsverhältniſſen auch in anderen Fällen als denen des § 2 Ab- 
ſatz 5 von der Zuſtimmung des Landesarbeitsamtes abhängig machen. 


III. 
Strafbeſtimmungen 
8 8 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung und der Durchführungsanordnungen 
werden mit Gefängnis und mit Geldſtrafe bis zu 10000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen be⸗ 


ſtraft. 
IV. 


Schluß beſt immungen 
8 9 
Alle öffentlichen und privaten Betriebe und Verwaltungen ſind verpflichtet, den im Vollzuge 
dieſer Verordnung an ſie gerichteten Erſuchen des Landesarbeitsamtes zu entſprechen. Dieſe Erſuchen 
können ſich ſowohl auf den einzelnen Fall als auch auf allgemeine Feſtſtellungen erſtrecken. 
8 10 


Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften erläßt der 
Senat, Abteilung Wirtſchaft. Dieſer kann auch alle Maßnahmen treffen, die auf dem Gebiet des Ar- 
beitsrechts, des Arbeitsſchutzes und der ſozialen Verſicherung notwendig ſind, um dieſe Verordnung 


durchzuführen. 
8 11 


Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5. 5756/39. Huth Dr Wiers⸗Keiſer 


137 Erſte Durchführungs anordnung 
zur Verordnung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaats politiſcher Be⸗ 
deutung (Dienſtpflicht⸗Durchführungsanordnung). 
Vom 30. Juni 1939. 


Auf Grund der Verordnung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer 
ſtaatspolitiſcher Bedeutung vom 30. Juni 1939 (G. Bl. S. 323) wird folgendes angeordnet: 


8 1 

Der Bedarf an Arbeitskräften für Aufgaben, die der Senat, Abteilung Wirtſchaft, Sachgebiet 
Arbeitswirtſchaft, als beſonders bedeutſam und unaufſchiebbar bezeichnet, iſt vom Betriebsführer, ſo⸗ 
weit die benötigten Arbeitskräfte nicht ſchon durch innerbetriebliche Maßnahmen freigemacht werden 
können, dem Leiter des Landesarbeitsamts zu melden. 

8 2 

(1) Die Meldung des Benzebs ud ent (8 1 iſt gleichzeitig der Auftrag zur Zuweiſung der be- 
nötigten Arbeitskräfte. 

(2) Werden Arbeitskräfte in Ausführung 4 Auftrags zur Dienſtleiſtung bei dem Auftraggeber 
verpflichtet, fo wird mit der Zuſtellung des Verpflichtungsbeſcheides (§ 6) zwiſchen dem Auftraggeber 
und dem Verpflichteten ein Arbeits- oder Dienſtvertrag zu den in der Meldung angegebenen Bedin— 
gungen geſchloſſen; die Beſtimmungen der für die neue Arbeitsſtelle geltenden Tarif-, Betriebs-(Dienit-) 
ordnungen ſowie die Vorſchriften des § 13 bleiben unberührt. Der Arbeits- oder Dienſtvertrag tritt mit 
dem im Verpflichtungsbeſcheid feſtgeſetzten Zeitpunkt des Beginns der A r. in Kraft. 


8 3 

(1) Die Verpflichtung kann ſich auf die Leiſtung von Dienſten aller Art erſtrecken. Die Arbeits⸗ 
kraft des Verpflichteten ſoll entſprechend ſeinen Kenntniſſen und Fähigkeiten jo zweckvoll wie möglich 
eingeſetzt werden. 

(2) Vor der Verpflichtung ſollen die zu verpflichtende Perſon und ihr Betriebsführer gehört wer— 
den, ſoweit dadurch die rechtzeitige Sicherſtellung des Kräftebedarfs nicht in Frage geſtellt wird. Der 
zu verpflichtenden Perſon ſind hierbei die Bedingungen, unter denen die Dienſtleiſtung erfolgen ſoll, be⸗ 
kanntzugeben. 

8 8 4 

Die Perſonen, die verpflichtet werden ſollen, müſſen zur Dienſtleiſtung tauglich ſein. Dieſe Vor⸗ 

ausſetzung wird im Zweifel durch ärztliche Unterſuchung feſtgeſtellt. 


8 5 

(1) Die Verpflichtung wird von dem Landesarbeitsamt ausgeſprochen. 

(2) Der Verpflichtungsbeſcheid muß folgende Angaben enthalten: 

a) Name und Ort des Betriebes (Betriebsabteilung), in dem ſich der Arbeitsplatz befindet, 

b) bei zeitlich begrenzter Verpflichtung Zeitpunkt des Beginns und der Beendigung der 
Dienſtleiſtung, 

c) bei zeitlich unbegrenzter Verpflichtung Zeitpunkt des Beginns der Dienſtleiſtung, 

d) Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme. 

(3) Als Zeitpunkt des Beginns der Dienſtleiſtung iſt bei Verpflichteten, deren Dienſtleiſtung außer⸗ 
halb ihres bisherigen Wohnorts oder gewöhnlichen Aufenthaltsorts zu erfolgen hat, der Tag feſtzu⸗ 
ſetzen, an dem ſie die Reiſe zum Dienſtort antreten müſſen. 

8 6 

(1) Der Verpflichtungsbeſcheid iſt der Perſon, die verpflichtet werden ſoll, zuzuſtellen. 

(2) Verpflichtete, die in einem Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, haben den Verpflichtungsbeſcheid 
unverzüglich nach Erhalt dem Betriebsführer vorzulegen. Außerdem ſoll das te dem 
5 eine Abſchrift des Verpflichtungsbeſcheides zuſtellen. 

) Zwiſchen dem Tag, an dem der Verpflichtungsbeſcheid zugeſtellt ird, und dem Beginn der 
den joll ein angemeſſener Zeitraum liegen. 
8 7 

(1) Für begrenzte Zeit Verpflichtete, die in einem Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, find mit dem 
Tage des Beginns der Dienſtleiſtung aus ihrem bisherigen Beſchäftigungsverhältnis beurlaubt. 

(2) Arbeitsentgelt oder ſonſtige Bezüge, die dem Verpflichteten noch zuſtehen, ſind ihm rechtzeitig 
vor Beginn der Dienſtleiſtung auszuzahlen. 
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(3) Bei Verpflichteten, die in einem arbeitsbuchpflichtigen Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, iſt vom 
Unternehmer im Arbeitsbuch die Eintragung über die Beendigung der Beſchäftigung mit folgendem 
Zuſatz zu verſehen: 

bei zeitlich begrenzter Verpflichtung 

„Beurlaubt zur Dienſtleiſtung“, 
bei zeitlich unbegrenzter Verpflichtung 
„Entlaſſen zur Dienſtleiſtung“. 

8 8 

Während der Beurlaubung darf das bisherige Beſchäftigungsverhältnis nicht gekündigt werden. 
In beſonderen Fällen kann das Landesarbeitsamt Ausnahmen zulaſſen. 


8 9 
(1) Hat ein Verpflichteter auf Grund ſeines bisherigen Beſchäftigungsverhältniſſes eine Dienſt⸗ 
oder Werkwohnung inne, ſo darf vom Vermieter eine Kündigung der Wohnung bei zeitlich begrenzter 
Verpflichtung nicht vor Beendigung der Dienſtleiſtung ausgeſprochen werden. Das Landesarbeits⸗ 
amt kann in beſonderen Fällen Ausnahmen zulaſſen. 
(2) Bei zeitlich unbegrenzter Verpflichtung iſt die Kündigung der Dienſt oder Werkwohnung 
durch den Vermieter nur mit Zuſtimmung des Landesarbeitsamts zuläſſig. 


$ 10 

(1) Die Koſten der erſtmaligen Anreiſe des Verpflichteten vom bisherigen Wohnort oder ge— 
wöhnlichen Aufenthaltsort zum Dienſtort und — bei zeitlich begrenzten Verpflichtungen — der Rüd- 
reiſe trägt der Betrieb, für den die Dienſte geleiſtet werden. 

(2) Bei längeren Reiſewegen kann dem Verpflichteten ein Zehrgeld gewährt werden, das der 
Betrieb, bei dem die Dienſte geleiſtet werden, zu tragen hat. 

(3) Soweit das Landesarbeitsamt Reiſekoſten und Zehrgeld verauslagt, hat der Betrieb die 
verauslagten Beträge dem Landesarbeitsamt zu erſtatten. 


8 11 


Der Verpflichtete muß ſeinen Dienſt zu dem in dem Verpflichtungsbeſcheid angegebenen Zeit⸗ 

punkt antreten und bei der Meldung dem Betriebsführer den Verpflichtungsbeſcheid vorlegen. 
8 12 

Der Anſpruch auf Bezüge aus dem neuen Beſchäftigungsverhältnis beſteht bereits mit dem Tage, 
an dem die Dienſtleiſtung beginnt (8 5). 

8 13 

Hängen Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis von der Dauer der Betriebszugehörigkeit ab, ſo 
wird die Zeit der Betriebszugehörigkeit in der Arbeitsstelle, die den Dienſtverpflichteten abgibt, auf 
die Dauer der Betriebszugehörigkeit in der neuen Arbeitsſtelle angerechnet. Eine Anrechnung auf die 
Wartezeit für den Erwerb des Urlaubsanſpruchs findet jedoch nicht ſtatt; der Landestreuhänder der 
Arbeit kann auch für andere Wartezeiten die Anrechnung ausſchließen. 

8 14 

(1) Hat der Dienſtverpflichtete in ſeiner bisherigen Arbeitsftelle mindeſtens drei Jahre Bei— 
träge für Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Gefolgſchaftsmitglieder oder ihrer Familien 
(Penſions⸗-, Anterſtützungskaſſen uſw.) geleiſtet, ſo iſt er bei einer Verpflichtung auf unbegrenzte Zeit 
von dem Träger der Einrichtung angemeſſen zu entſchädigen. Die Entſchädigung kann auch durch 
Gewährung einer herabgeſetzten beitragsfreien Altersverſorgung oder durch Einzahlung bei einem 
öffentlichen Verſicherungsträger (Überverſicherung oder Nachverſicherung) geleiſtet werden. Beſtehen bei 
der neuen Arbeitsſtelle entſprechende Einrichtungen, ſo iſt die Entſchädigung an dieſe Einrichtungen ein- 
zuzahlen, die dafür den Dienſtverpflichteten entſprechende Rechte einzuräumen haben. 

(2) Einigen ſich die Beteiligten über das Beſtehen einer Entſchädigungspflicht oder über die 
Höhe der Entſchädigung oder über die aus der Entſchädigung bei der neuen Einrichtung zu gewäh— 
renden Rechte nicht, ſo entſcheidet, falls die Einrichtung unter ſtaatlicher Aufſicht ſteht, die Auflichts- 
behörde, im übrigen der Landestreuhänder der Arbeit, endgültig. 


8 15 


Verliert ein für unbegrenzte Zeit Verpflichteter Anſprüche aus ſeinem bisherigen Beſchäftigungs⸗ 
verhältnis, die durch die Anſprüche aus dem Dienſt verhältnis und die Regelung der $$ 13, 14 und 17 
bis 19 nicht ausgeglichen werden, ſo kann in Ausnahmefällen der Landestreuhänder der Arbeit zur 


3%7 


Vermeidung beſonderer Härten anordnen, daß der neue Betrieb an den Verpflichteten eine Entſchädi⸗ 
gung bis zur Höhe von drei Monatslöhnen zu zahlen hat. Ein Härteausgleich wegen Lohnminde- 
rungen findet nicht ſtatt. 

$ 16 


(1) Kehrt bei zeitlich begrenzter Verpflichtung der Dienſtpflichtige in ſeinen alten Betrieb zurück, 
ohne daß ihm während der Dauer der Dienſtver pflichtung Urlaub gewährt worden iſt, ſo kann der 
Unternehmer des alten Betriebes bei Gewährung des Erholungsurlaubs vom Unternehmer des Be— 
triebes, in dem der Dienſtpflichtige gearbeitet hat, eine anteilige Erſtattung des Urlaubsentgelts 
verlangen. Eine anteilige Erſtattung des Urlaubsentgelts kann von ihm auch dann verlangt werden, 
wenn der Dienſtpflichtige in dem Urlaubsjahr, in das die Dienſtverpflichtung fällt, bereits vor der 
Dienſtverpflichtung Urlaub im alten Betrieb gehabt hat. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden keine Anwendung, wenn die Dienſtverpflichtung die Dauer 
von zwei Monaten nicht überſchreitet oder wenn ein Ausgleich auf Grund einer Tarifordnung oder 
einer entſprechenden Urlaubsmarkenregelung erfolgt. 


8 17 


(1) Die Unterſtützung nach 8 5 Abſ. 1 der Verordnung (Trennungsunterſtützung) kann gewährt 
werden, wenn der Dienſtpflichtige vor der Dienſtleiſtung mit Angehörigen in gemeinſamem Haus— 
halt gelebt hat und dieſen gemeinſamen Haushalt infolge der Dienſtleiſtung aufgeben mußte. 

(2) Die Anterſtützung wird nicht gewährt, ſo weit das Einkommen des Dienſtpflichtigen nach Ab⸗ 
zug ſeines Eigenbedarfs und das Einkommen der Angehörigen ſelbſt ausreichen, um den angemeſſenen 
Lebensbedarf der Angehörigen zu ſichern. 

(3) Bei der Prüfung, ob der angemeſſene Lebensbedarf der Angehörigen geſichert iſt, ſind nur 
die Unterhaltsberechtigten Angehörigen des Dienſtpflichtigen zu berückſichtigen. Als unterhaltsberech— 
tigt gelten die Angehörigen, denen der Dienſtpflichtige auf Grund einer rechtlichen oder ſittlichen Pflicht 
Unterhalt zu gewähren hat. Sie gelten nicht als unterhaltsberechtigt, ſoweit ſie in der Lage ſind, den 
angemeſſenen Lebensbedarf aus eigenen Kräften und Mitteln, insbeſondere durch Einſatz ihrer eigenen 
Arbeitskraft, zu beſchaffen. 

(4) Zum Lebensbedarf gehören 

a) Anterkunft, Nahrung, Kleidung und Pflege, tee 
b) ſoweit erforderlich, Krankenhilfe der Angehörigen und eine angemeſſene Erziehung und Be— 
rufsausbildung minderjähriger Angehöriger. 
Welcher Lebensbedarf für die unterhaltsberechtigten Angehörigen angemeſſen iſt, wird vom Landes— 
arbeitsamt beſtimmt. 
8 18 


Die Unterſtützung nach $ 5 Abſ. 2 der Verordnung (Sonderunterſtützung) kann dem Dienſtpflich— 
tigen insbeſondere gewährt werden, um ihm die Erfüllung geſetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen 
aus der Zeit vor der Dienſtverpflichtung zu ermöglichen. Solche Verpflichtungen werden jedoch nur 
berückſichtigt, wenn ſie nach Art und Umfang der bisherigen wirtſchaftlichen Lage des Dienſtpflichtigen 
angemeſſen waren und ſoweit ſie von ihm infolge der Dienſtleiſtung nicht erfüllt werden können. 


§ 19 


Der Antrag auf Trennungsunterſtützung oder Sonderunterſtützung iſt von dem Dienſtpflichtigen 
beim Landesarbeitsamt zu ſtellen. Das Landesarbeitsamt iſt für die Bewilligung und die Zahlung der 
Unterſtützung zuſtändig. 

8 20 


(1) Bei zeitlich begrenzter Verpflichtung endet das Dienftverhältnis mit Ablauf der Dienſt⸗ 
leiſtung. Dem Verpflichteten iſt vom Betriebsführer die Rückkehr in fein früheres Beſchäftigungs— 
verhältnis ſo rechtzeitig zu ermöglichen, daß er ſpäteſtens zum Ablauf der Dienſtleiſtung an ſeinem 
früheren Wohnort oder gewöhnlichen Aufentholtsort eintrifft. Bis zum Ablauf der Dienſtleiſtung iſt 
ihm das übliche Arbeitsentgelt zu gewähren. 

(2) Das Dienſtverhältnis kann vor Ablauf der Dienſtleiſtung und bei Verpflichtungen auf un⸗ 
begrenzte Zeit nur mit Zuſtimmung des Landesarbeitsamts gelöſt werden. Wird die Zuſtimmung 
erteilt, ſo iſt mit der Löſung des Dienſtverhältniſſes auch die Dienſtpflicht beendet. 

(3) Hat das Landesarbeitsamt der Löſung zugeſtimmt, ſo kann dieſe nicht zum Gegenſtand eines 
gerichtlichen Verfahrens gemacht werden. 
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(4) Die Eintragung im Arbeitsbuch über die Beendigung der Dienſtleiſtung iſt vom Betriebs- 
führer mit dem Zuſatz zu verſehen „Dienſtleiſtung beendet“. 
§ 21 
Das Landesarbeitsamt kann zeitlich unbegrenzt Verpflichtungen unbeſchadet des durch die Ver— 
pflichtung begründeten Vertragsverhältniſſes aufheben, wenn 
a) die Verpflichtung ſich als nicht mehr notwendig erweiſt und 
b) die Vorausſetzungen für die Gewährung von Unterſtützung (88 17 und 18) nicht oder 
nicht mehr gegeben ſind. 
8 22 
Dieſe Anordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 30. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5. 5756/39. Huth Dr. Wiers-Keiſer 


138 Zweite Durhführungsanordunung 
zur Verordnung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Be⸗ 
deutung GBeſchränkung des Arbeitsplatzwechſels). 
Vom 30. Juni 1939. 


Auf Grund der Verordnung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer 
ſtaatspolitiſcher Bedeutung vom 30. Juni 1939 (G. Bl. S. 323) wird folgendes angeordnet: 


I 
Allgemeines 
81 
Die Beſchränkungen in der Löſung von Arbeitsverhältniſſen erſtrecken ſich auf Arbeiter und Ange— 
ſtellte, die arbeitsbuchpflichtig ſind, und deren Betriebsführer. Sie gelten ſinngemäß für Familien— 
angehörige, die in Betrieben von Ehegatten, Eltern, Voreltern oder Geſchwiſtern regelmäßig mithelfen, 
auch wenn ſie nicht als Arbeiter oder Angeſtellte beſchäftigt werden. 


8 2 
Als Betriebe im Sinne dieſer Anordnung gelten private und öffentliche Betriebe und Verwal⸗ 
tungen aller Art. 
II 
Löſung von Arbeitsverhältniſſen 
8 3 

(1) Die Beſchränkungen in der Löſung von e F - erſtrecken ſich auf Betriebe 

der Landwirtſchaft, 
der Eiſen- und Metallwirtichaft. 

(2) In den im Abſatz 1 genannten Betrieben dürfen Betriebsführer, Arbeiter und Angeſtellte 
eine Kündigung des Arbeitsverhältniſſes erſt ausſprechen, wenn das Landesarbeitsamt der Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes zugeſtimmt hat. Eine ohne vorherige Zuſtimmung erfolgte Zuſtimmung iſt rechts— 
unwirkſam, wenn nicht in beſonderen Ausnahmefällen das Landesarbeitsamt einer ſolchen Kündigung 
nachträglich zuſtimmt. ' 

(3) Durch die Zuſtimmung des Landesarbeitsamts gemäß Abſatz 2 wird nicht über die Berech— 
tigung der Kündigung entſchieden. Dies gilt auch für eine Kündigung, die ohne Einhaltung einer Kün⸗ 
digungsfriſt erfolgt iſt. 

8 4 

(1) Einer Zuſtimmung nach $ 3 Abſ. 2 bedarf es nicht, wenn ſich die Vertragsteile über die 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes einig ſind. 

(2) Einer Zuſtimmung bedarf es ferner nicht, wenn der Arbeiter oder Angeſtellte zur Probe oder 
Aushilfe eingeſtellt iſt und das Arbeitsverhältnis innerhalb eines Monats beendet wird. 


8 5 
Einer Zuſtimmung nach § 3 Abſ. 2 bedarf es bei landwirtſchaftlichen Betrieben nicht für Ar- 
beitskräfte, 

a) die ſich in einem landwirtſchaftlichen Betrieb zur Arbeitsaufnahme vertraglich verpflichtet 
haben, wenn das neue Arbeitsverhältnis ſich unmittelbar an das alte anſchließt, 

b) die vorübergehend zur Durchführung von Erntearbeiten eingeſtellt ſind, 

c) die auf Grund der Beſtimmungen über den Landdienſt, die Landhilfe oder das weibliche 
Pflichtjahr in der Landwirtſchaft beſchäftigt ſind, ſoweit ſie nach Ablauf der Vertrags— 
dauer ausſcheiden. 

III 
Beſchränkungen des Arbeitesplatzwechſels in einzelnen Betrieben 
86 


(1) Der Senat, Abteilung Wirtihaft, Sachgebiet Arbeitswirtſchaft, kann in einzelnen Betrieben, 
auf die ſich die Vorſchriften des Abſchnitts II nicht erſtrecken, den Betriebsführern, Arbeitern und An— 
geſtellten auferlegen, eine Kündigung des Arbeitsverhältniſſes erſt auszuſprechen, wenn das Landes— 
arbeitsamt der Löſung des Arbeitsverhältniſſes zugeſtimmt hat. Die Vorſchriften des Abſchnitts II 
finden entſprechende Anwendung. 

(2) Die Auflage erfolgt in ſchriftlicher Form. Sie iſt dem Betriebsführer zuzustellen. Dieſer hat 
von Auflagen nach Abſatz 1 einen Abdruck in jeder Betriebsabteilung an geeigneter, den Angehörigen 
des Betriebes zugänglicher Stelle auszuhängen. Der Aushang gilt als Benachrichtigung der von der 
Auflage betroffenen Arbeiter und Angeſtellten. 


IV. 
Gemeinſame Vorſchriften 


8 7 
(1) Bei Entſcheidungen über Anträge auf Zuſtimmung zur Löſung eines Arbeitsverhältniſſes hat 
das Landesarbeitsamt 


a) die allgemeinen Richtlinien des Arbeitseinſatzes, der Berufsnachwuchslenkung und der Lohn⸗ 
politik, 

b) die jtaats- und wirtſchaftspolitiſche Bedeutung der Aufgaben der beteiligten Betriebe, 

c) die Leiſtungsfähigkeit der beteiligten Betriebe und 


d) die Geſichtspunkte der beruflichen und ſozialen Entwicklung der Arbeiter und Angeſtellten 
zu berückſichtigen. 


(2) Die Zuſtimmung kann unter Auflagen erteilt werden. 
(3) Entſtehen im Einzelfall Zweifel darüber, ob eine Zuſtimmung erforderlich iſt, ſo entſcheidet das 
Landesarbeitsamt unter Ausſchluß des Rechtsweges. 
V. 


Übergangs⸗ und Schluß beſtimmungen 
88 
Sit ein Arbeitsverhältnis, deſſen Kündigung nach dieſer Anordnung der Zuſtimmung des Landes— 
arbeitsamts bedarf, bereits vor dem Inkrafttreten der Anordnung gekündigt worden, jo iſt die Rechts- 
wirfjamfeit der Kündigung von der Zuſtimmung des Landesarbeitsamts abhängig, falls die Kündi⸗ 
gung erſt nach dem 10. Juli 1939 wirkſam würde. 
89 
Dieſe Anordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5. 5756/89. Huth Dr. Wiers-Keifer 
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139 Anordnung 
über das Zurückbehaltungscecht am Arbeitsbuch zur Verhinderung rechtswidriger 
Löſungen von Ar beitsverhältniſſen. 
Vom 30. Juni 1939. 
Auf Grund des § 13 Abſ. 1 Satz 3 der Verordnung über die Einführung eines Arbeitsbuches 
vom 1. Juni 1938 (G. Bl. S. 159) wird folgendes angeordnet: 
8 1 
Im Falle einer unberechtigten, vorzeitigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes durch den Arbeiter 
oder Angeſtellten, kann der Unternehmer das Arbeitsbuch bis zu dem Zeitpunkte, in dem die Be 
ſchäftigung im Falle einer ordnungsmäßigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes enden würde, zurück⸗ 
behalten. 
8 2 


Dieſe Anordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Anordnung über das Zurückbehaltungsrecht am Arbeitsbuch zur Verhinderung 
rechtswidriger Löſungen von Arbeitsverhältniſſen vom 1. Juni 1938 (G. Bl. S. 165) außer Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5. 5756/39. Huth Dr. Hoppenrath 
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